
Seite 1 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

ANLAGE 1  
 
 
 
 
 
 
 
 

Universitätsstadt Gießen 
 

1. Änderung des Bebauungsplanes GI 01/31  
 

„Johannette-Lein-Gasse “ 
 
 
 
 
 
 
 

Beschlussvorlage der Verwaltung für die Stadtverordnetenversammlung der Stadt 
Gießen über die während der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach  
§ 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen  
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Stellungnahmen mit Anregungen und Hinweisen 

 

TöB und Behörden: 

1. Universitätsstadt Gießen, Amt für Brand- und Bevölkerungsschutz 
(21.10.2011) 

2. Universitätsstadt Gießen, Amt für Umwelt und Natur (09.11..2011) 

3. Universitätsstadt Gießen, Untere Denkmalschutzbehörde 
(10.11.2011) 

4. IHK Gießen-Friedberg (11.11.2011) 

5. Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst 
(11.11.2011) 

6. Regierungspräsidium Gießen (11.11.2011) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Stellungnahmen ohne Anregungen und Hinweisen 

 

TöB und Behörden: 

1. Landkreis Gießen, Wasser- und Bodenschutz (16.11.2011) 

2. Universitätsstadt Gießen, Behindertenbeauftragte (26.10.2011) 

3. Unternehmensverband Hessischer Einzelhandel Mitte-Süd (10.11.2011) 
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Stellungnahme von:  Universitätsstadt Gießen                    vom:  21.10.2011 
                                   Amt für Brand- und Bevölkerungsschutz     

 

Abwägungsvorschlag:  

Die Hinweise betreffen den bereits rechtskräftigen Bebauungsplan „Johannette-
Lein-Gasse“, aber nicht den Inhalt der hier zur Beteiligung stehenden Ergän-
zung des Bebauungsplanes. 

Auswirkungen auf die Bebauungsplanergänzung: 

keine 
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Stellungnahme von: Universitätsstadt Gießen                      vom 09.11.2011    
                                 Amt für Umwelt und Natur   

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abwägungsvorschlag:  

Die Hinweise betreffen den bereits rechtskräftigen Bebauungsplan „Johannet-
te-Lein-Gasse“, aber nicht den Inhalt der hier zur Beteiligung stehenden Er-
gänzung des Bebauungsplanes. 

Auswirkungen auf die Bebauungsplanergänzung: 

keine 
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Stellungnahme von:  Universitätsstadt Gießen                   vom:  10.11.2011 
           Untere Denkmalschutzbehörde 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abwägungsvorschlag:  

Der Verweis auf die notwendige Beteiligung anderer Denkmalfachbehörden 
wird zur Kenntnis genommen.  
Begründung: 

Neben der Unteren Denkmalschutzbehörde wurde auch die Abteilung Ar-
chäologie und Paläontologie des Landesamtes für Denkmalpflege in Wiesba-
den beteiligt. 

Auswirkungen auf die Bebauungsplanergänzung: 

keine 
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4.2 

Stellungnahme von:  IHK Gießen-Friedberg                        vom:  11.11.2011 
 
 
Abwägungsvorschlag:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Begründung: 
Die beabsichtigte Bebauungsplanergänzung hat nicht die Reduktion von 
Stellplätzen zum Ziel, sondern die Unterbringung der Stellplätze in Tiefgara-
gen. Eine ausreichende Versorgung mit Stellplätzen wird zudem unabhängig 
vom Bebauungsplan durch die Anwendung der Stellplatzsatzung der Stadt 
Gießen gesichert. 
Das Plangebiet ist Teil des Sanierungsgebietes Schanzenstraße/Mühlstraße, 
in dem vorrangig die Wohnnutzung gestärkt werden soll. Auch wenn dieser 
Bereich lt. Gutachten zum Einzelhandels- und Zentrenkonzept für die Stadt 
Gießen (Gesellschaft für Markt- und Absatzforschung mbH GMA, Köln No-
vember 2011) der zentralen Gießener „Einkaufsinnenstadt“ zuzurechnen ist, 
so soll hier auch weiterhin das Wohnen gestärkt  werden. 
Wesentliches Ziel des Bebauungsplanes GI 01/31 „Johannette-Lein-Gasse“ 
ist es daher, die innenstadtnahe Wohnnutzung zu stärken, das Quartier an 
der Bahnhofstraße als innerstädtisches Gebiet mit gemischten Nutzungen zu 
stabilisieren und zu attraktivieren.  Dementsprechend sollen die inner-
städtischen Erdgeschosszonen mit sinnvollen Nutzungen belegt werden, die 
eine Belebung der Fußgängerbereiche bewirken (qualitätvolle Verzahnung 
von Innen- und Außenräumen). 
Auswirkungen auf die Bebauungsplanergänzung: 
keine 
 
Abwägungsvorschlag:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Begründung: 
Durch den Ausschluss ebenerdiger Stellplätze und Garagen soll eine Beein-
trächtigung des Stadtbildes und der Aufenthaltsqualität verhindert und die 
städtebauliche Verträglichkeit der notwendigen Einstellplätze gesichert wer-
den.  
In Hinblick auf die im Plangebiet mögliche hohe bauliche Verdichtung, ist der  
Ausschluss ebenerdiger Stellplätze aus städtebaulichen Gründen erforder-
lich, auch wenn dieser zu einer höheren wirtschaftlichen Belastung der Bau-
herren führen sollte.  
Auswirkungen auf die Bebauungsplanergänzung: 
keine 
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Stellungnahme von:  Regierungspräsidium Darmstadt        vom: 11.11.2011  
                                  Kampfmittelräumdienst                         

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abwägungsvorschlag:  

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Hinweise wurden in der Aufstellung des rechtskräftigen Bebauungsplanes 
GI 01/31 berücksichtigt, betreffen aber nicht den Inhalt der hier zur Beteili-
gung stehenden Bebauungsplanergänzung. 

Auswirkungen auf die Bebauungsplanergänzung: 

Keine 
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61. 

Stellungnahme von:  Regierungspräsidium Gießen             vom:  11.11.2011 

 
Abwägungsvorschlag:  

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; Bedenken oder weitere Anre-
gungen werden nicht geäußert. 

Auswirkungen auf die Bebauungsplanergänzung: 

Keine 
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Universitätsstadt Gießen 
 

1. Änderung des Bebauungsplanes GI 01/31  
 

„Johannette-Lein-Gasse “ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beschlussvorlage der Verwaltung für die Stadtverordnetenversamm-
lung der Stadt Gießen über die während der öffentlichen Auslegung 
nach § 3 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen und Anregun-
gen  
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Stellungnahmen mit Anregungen und Hinweisen 

 

Öffentlichkeit: 

1. Dipl.-Ing. M. (17.10.2011) 

2. Bürgerinitiative „Johannette-Lein-Gasse“ (09.11.2011) 

 

 

  

Stellungnahmen ohne Anregungen und Hinweisen 

 

Öffentlichkeit: 

keine 
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Stellungnahme von:  Dipl.-Ing. M.                              vom:  17.10.2011 
 

Abwägungsvorschlag:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 
Die Hinweise sind unzutreffend. Grundsätzlich sind die in der Bauvoranfrage 
angestrebten16 Neubauwohnungen innerhalb der zulässigen Geschossflä-
chen auf dem Grundstückes zu verwirklichen. Erforderlich sind hierfür laut 
Stellplatzsatzung der Stadt Gießen 24 Stellplätze, nicht wie angeführt 32 
Stellplätze.  
Der Nachweis, dass die angedachten 16 Wohneinheiten innerhalb des 
Grundstückes mit einer satzungskonformen Erschließung untergebracht wer-
den können, fehlt. Die in der Anlage zur Stellungnahme dargestellte Planung 
entspricht nicht den Festsetzungen der rechtskräftigen Bebauungsplanes“ 
Johannette-Lein-Gasse“. Die festgesetzten GRZ-Werte werden überschritten, 
die geforderte Begrünung von 15% der Grundstücksfläche ist nicht erfolgt 
und nach HBO erforderliche Grenzabstände werden nicht eingehalten. Das 
Vorhaben ist auch ohne die Bebauungsplanergänzung nicht wie abgebildet 
genehmigungsfähig und realisierbar. 
 

Auswirkungen auf die Bebauungsplanergänzung: 
Keine. 

Abwägungsvorschlag:  

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Eine Tiefgaragenrampe kann innerhalb des Baugrundstückes nachgewiesen 
werden, ohne dadurch die laut Stellplatzsatzung erforderliche Stellplatzanzahl 
zu unterschreiten. Zudem ist eine Tiefgarage mit einem PKW-Aufzug flä-
chensparend auf dem Grundstück realisierbar. 

Darüber hinaus besteht gem.§ § 1 Absatz 1 und 4 Absatz 1 der Giessener 
Stellplatzsatzung die Möglichkeit, Stellplätze an einem geeigneten Standort in 
zumutbarer Entfernung außerhalb des Baugrundstückes, z.B. im Parkhaus 
an der Westanlage, nachzuweisen.  

Die Erschließungssituation ändert sich nicht durch diese Bebauungsplaner-
gänzung. Sie ist vorgegeben durch den rechtskräftigen Bebauungsplan und 
die unabhängig von dieser Bebauungsplanänderung erbrachten Straßenpla-
nung. 
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Auswirkungen auf die Bebauungsplanergänzung: 
Keine. 
 

Abwägungsvorschlag:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 
Die Hinweise sind unzutreffend. Bei einer Tiefgaragenzufahrt, die zwischen 
den beiden Neubauten vom Erdgeschossniveau aus angefahren würde, wäre 
ein Höhenunterschied von ca. 2,70 m zu überwinden. Bei einer Neigung von 
15% entspricht dieses einer Rampenlänge von ca. 18 m zuzüglich der ca, 2,5 
m tiefen Abrundungsflächen am Beginn und Ende der Rampe. Selbst die an-
gegebene Rampe nimmt keinesfalls 25%, sondern mit der angeführten Län-
ge von 35,0 m und einer Breite von 4,50 m nur 157,5 m², das heißt 10,8% 
des Baugrundstückes ein.  

Zudem ist flächensparend die Erschließung der Tiefgarage durch einen Auto-
tiefgaragenaufzug möglich. Je nach Garagen- und Gebäudekonzept kann ei-
ne Tiefgarage auch anders als in der dargestellten Planung (siehe „Skizze ei-
ner Tiefgarage“) ausgeführt werden. 
Auswirkungen auf die Bebauungsplanergänzung: 
Keine. 
 
Abwägungsvorschlag:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Begründung: 
Die Hinweise sind unzutreffend Die Kostenberechnung für die Tiefgarage ist 
nicht nachvollziehbar. 
 

Die für 16 Wohneinheiten laut Stellplatzsatzung erforderlichen 24 Stellplätze 
benötigen nach § 2 Abs.1 Nr.1 der Giessener Stellplatzsatzung jeweils 25m² 
Fläche, also 600 m².  

Unter Berücksichtigung notwendiger Belüftungseinrichtungen und Unterkon-
struktionen ist für die Tiefgarage nur eine Höhe von 3,00 m, nicht 3,50 m an-
zurechnen, da nach Garagenverordnung nur eine lichte einbaufreie Höhe von 
2 m in Tiefgaragen zu gewährleisten ist.  

Damit ergibt sich für die Tiefgarage ein Bauvolumen von 1.800 m³.  

Für voll ausgebaute Wohn- oder Büroräume können Kosten von 500 €/m³ 
angenommen werden. Für einen Ausbaustandard in einer Tiefgarage sind 
nach Erfahrung städtischer Fachämter nur rund 225 €/m³ anzunehmen. 
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Damit ergeben sich für die Tiefgarage Kosten von rund 405.000 €, das be-
deutet rund 17.000 €. je Stellplatz.  

Selbst unter der Annahme, dass aufgrund der kleinen Grundstücksgröße ein 
Tiefgaragenaufzug für PKWs erforderlich wird und dieser mit höchstens 
100.000 € zusätzlich zu veranschlagen ist, ergäben sich Stellplatzkosten von 
jeweils rund 21.000 €, nicht aber wie angegeben in Höhe von 102.083 €. 
 

Auswirkungen auf die Bebauungsplanergänzung: 
Keine. 

 
Abwägungsvorschlag:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 
Die Hinweise sind unzutreffend.  

Wie im Vorhergehenden (zu 7.1 bis 7.4) ausgeführt, ist eine Reduzierung der 
Wohneinheiten nicht zwingend erforderlich aufgrund eines Tiefgaragenbaus.  

Den Kosten für die Tiefgarage ist der mögliche Ertrag aus der Nutzung und 
Vermarktung der Erdgeschossflächen für hier beispielsweise zulässige Woh-
nungen, Läden, Hotels, Schank- und Speisewirtschaften, Büros und Praxen 
entgegenzusetzen. 

Für diese Nutzungen stehen laut Bebauungsplan über 300 m² Nutzfläche im 
Erdgeschoss zur Verfügung. 

Diese Bebauungsplanänderung dient der nachhaltigen Sicherung der Sanie-
rungsziele. Die Stadtsanierung soll zu einer Verbesserung der städtebauli-
chen Situation im Quartier führen, die wiederum letztlich zu einem Ansteigen 
der Verkehrswerte führen wird.  

Ein Nachteil bzw. Wertminderung des Grundstückes kann nicht erkannt wer-
den. 
 

Auswirkungen auf die Bebauungsplanergänzung: 
Keine. 
 

Abwägungsvorschlag:  

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Begründung: 
Die Belegung der Erdgeschosse mit Stellplätzen widerspricht dem vorrangi-
gen Ziel der Stadterneuerung, innerstädtische Erdgeschosszonen mit sinnvol-
len Nutzungen zu belegen, die eine Belebung der Fußgängerbereiche herbei-
führen und die öffentlichen Platz- und Straßenflächen aufwerten (z.B. Dienst-
leistungen, Läden oder Wohnungen im Erdgeschoss). 
 

Die in der beigefügten Planung im „Übersichtsplan EG“ im Hof dargestellten 
Behindertenstellplätze entsprechen nicht den Anforderungen der DIN 18026, 
da sie nicht wettergeschützt ausgeführt sind. Behindertenstellplätze wären 
auch in einer Tiefgarage möglich, wenn diese durch eine Aufzugsanlage mit 
den Wohngeschossen verbunden ist. 

Zudem ist in der Planung vorgesehene die fast vollflächige Versiegelung der 
Außenflächen auch nach dem rechtskräftigen Bebauungsplan „Johannette-
Lein-Gasse“ nicht zulässig. 
 

Auswirkungen auf die Bebauungsplanergänzung: 
Keine. 

Abwägungsvorschlag:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 
Hochwertige Wohnungen mit zum nicht öffentlichen und begrünten Hof aus-
gerichteten Terrassen sind hier durchaus möglich. „Schutzmaßnahmen“ sind 
nach heutigem Standard schon mit verschließbaren Fenster- und Türbe-
schlägen zu erreichen. Insbesondere barrierefreie Wohnungen für Menschen 
mit Gehbehinderungen oder Senioren sind hier mit geringem Aufwand in 
zentraler Innenstadtlage ebenerdig herstellbar. 

Besondere Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. Neben Wohnun-
gen sind hier in den Besonderen Wohngebieten auch Läden, Hotels, Schank- 
und Speisewirtschaften, Büros und Praxen, Einrichtungen für soziale, kirchli-
che, kulturelle, gesundheitliche oder sportliche Zwecke und Gewerbebetriebe, 
die mit dem Wohnen und der Eigenart des Gebietes vereinbar sind, zulässig.  

Auswirkungen auf die Bebauungsplanergänzung: 
Keine. 
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Abwägungsvorschlag:  

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Angaben der Maße der baulichen Nutzung für die im Anhang zur Stel-
lungnahme enthaltenen Planung sind nicht korrekt angegeben.  

Unter Berücksichtigung der nach § 19 Abs. 4 BauNVO bei der Ermittlung der 
Grundflächenzahl mitzurechnenden Stellplätzen und deren Zufahrten, ergibt 
sich für den Bereich des „WB 3“ eine GRZ von 0,95 und für das „WB 4“ eine 
GRZ von 1,0. Diese Ausnutzungsziffern übertreffen nicht nur die im rechts-
kräftigen Bebauungsplan festgesetzten Werte, sondern auch die nach § 17 
BauNVO zulässigen Höchstwerte. 

Im „WB 3“ wird auch die festgesetzte Geschossflächenzahl übertreten, da 
hier nicht eine GFZ 1,90, sondern tatsächlich eine weder städtebaulich ak-
zeptable noch zulässige GFZ 2,66 erreicht. 

Auswirkungen auf die Bebauungsplanergänzung: 

Keine. 

 



Seite 20 

 

8 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
8.1 

 

8.2 

8.3 

 

 

 

 

 

 

8.1. 

und  

8.3 

 

 

 

 

 

8.2 

 

 

 

 

 

 

Stellungnahme von:  Bürgerinitiative                             vom:  09.11.2011 

 

 

Der Petition der Bürgerinitiative wurden 18 Unterschriftslisten beigefügt. Die-
se enthielten insgesamt Unterschriften von 117 Personen. Davon waren 43 
Personen Anlieger bzw. Anwohner.  

Aus Datenschutzgründen können die Listen nicht in dieser öffentlichen Be-
schlussvorlage wiedergegeben werden. 

Abwägungsvorschlag:  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Am 20.03.2012 fand im Rahmen der Stadtsanierung eine öffentliche Veran-
staltung zur Bürgerbeteiligung betreffend die Neugestaltung der Johannette-
Lein-Gasse statt. 

Auswirkungen auf die Bebauungsplanergänzung : 

Keine. 

 

Abwägungsvorschlag:  

Der Bitte wurde entsprochen. 

Begründung: 

Frau Bürgermeisterin Weigel-Greilich hat Herrn Höchst den Eingang der Un-
terschriftenlisten am 11.11.2011 mit Schreiben vom 23.11.2011 bestätigt. 

Auswirkungen auf die Bebauungsplanergänzung: 

Keine. 
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8.8 

Abwägungsvorschlag:  

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 

Begründung: 

Die Hinweise betreffen den bereits rechtskräftigen Bebauungsplan „Johannet-
te-Lein-Gasse“, aber nicht den Inhalt der hier zur Beteiligung stehenden Er-
gänzung des Bebauungsplanes. 

Die 1. Änderung des Bebauungsplans „Johannette-Lein-Gasse“ betrifft ledig-
lich eine ergänzende Festsetzung zum ruhenden Verkehr, welche die Unter-
bringung von Stellplätzen ausschließlich in Tiefgaragen zulässt, sodass ober-
irdische Stellplätze ausgeschlossen werden.  

Der Ursprungs-Bebauungsplan GI 01/31 „Johannette-Lein-Gasse“ ist seit 
dem 18.12.2010 rechtskräftig und setzt für den Bereich der Johannette-Lein-
Gasse eine „Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung – Fußgängerbe-
reich“ fest. Die Erschließung der Grundstücke muss jedoch gewahrt bleiben, 
sodass ausschließlich der Anliegerverkehr, der keine hohe Verkehrsbelas-
tung darstellt, zulässig sein wird. Weiterhin sind der Erhalt und die Neuan-
pflanzung von Bäumen im Bereich des neu zu gestaltenden Platzes festge-
setzt. Damit sollen die Ziele der Sanierung gemäß des von der Stadtverord-
netenversammlung beschlossenen Rahmenplanes zur Stadtsanierung 
„Schanzenstraße/Mühlstraße“ umgesetzt werden. 

Die hier geäußerten Befürchtungen, Wünsche und Ziele betreffen somit nicht 
die 1. Änderung des Bebauungsplanes. 

Auswirkungen auf die Bebauungsplanergänzung: 

Keine. 
 

Abwägungsvorschlag:  

Der Hinweise wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Am 20.03.2012 fand im Rahmen der Stadtsanierung eine öffentliche Veran-
staltung zur Bürgerbeteiligung betreffend die Neugestaltung der Johannette-
Lein-Gasse statt. 

Auswirkungen auf die Bebauungsplanergänzung : 

Keine. 
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